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Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen  |  
21. und 22. Tagung 2019

n  Individualbeschwerden und Staatenberichte 
n  Zehn neue Mitglieder im Ausschuss
n  Stellungnahme zu Menschenrechten und Klimawandel

Das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 

(Convention on the Rights of Persons 
with Disabilities – CRPD) und das dazu-
gehörige Fakultativprotokoll traten am 
3. Mai 2008 in Kraft. Ende des Jahres 
2019 hatte das Übereinkommen 181 Ver-
tragsstaaten, vier Staaten mehr als im Jahr 
2018. Hinzugekommen waren Kirgisis-
tan, Somalia, St. Kitts und Nevis sowie 
Tschad. Dem Fakultativprotokoll sind 
Monaco und der Staat Palästina beigetre-
ten. Die Anzahl der Vertragsstaaten lag 
somit bei 96. 

Für die Überprüfung der Einhaltung 
des CRPD durch die Staaten ist der Aus-
schuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (Committee on the 
Rights of Persons with Disabilities) zu-
ständig. Er wurde im Jahr 2009 einge-
richtet und setzt sich aus 18 unabhängi-
gen Sachverständigen zusammen. Im Be- 
richtszeitraum kam der Ausschuss zu zwei 
Tagungen in Genf zusammen: 21. Tagung: 
11. März bis 5. April 2019; 22. Tagung: 
26. August bis 20. September 2019.

Individualbeschwerden

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 
acht Individualbeschwerden verhandelt.

21. Tagung
Der Ausschuss entschied über drei In-

dividualbeschwerden, wovon nur eine 
begründet war. In dem Fall V.F.C. gegen 
Spanien (CRPD/C/21/D/34/2015) wur-
de aufgrund der motorischen Beein-
trächtigung des Antragstellers, der ur-
sprünglich Polizist war, dessen Dienst- 
unfähigkeit festgestellt. Eine Versetzung 
wurde verweigert. Der Ausschuss stellte 
unter anderem eine Verletzung von Ar-
tikel 27 (Recht auf Arbeit und Beschäf-
tigung) fest und bekräftigte, dass der 
Staat verpflichtet sei, die Fähigkeiten des 

Antragstellers zu überprüfen und diesem 
eine Stelle anzubieten.

Die zwei weiteren Individualbeschwer-
den wurden eingestellt. Im Verfahren 
Steven Kendall gegen Australien (CRPD/
C/21/D/15/2013) wurde dem Antragstel-
ler, der als Bewohner einer Behinderten-
einrichtung Unterstützungsleistungen für 
den Bezug einer eigenen Wohnung bean-
tragt hatte, die geforderten Leistungen 
gewährt, sodass eine Beschwerde nicht 
mehr vorlag. In dem Fall T.M. gegen 
Griechenland (CRPD/C/21/D/42/2017) 
wurde die Beschwerde als unzulässig 
abgelehnt, da die Antragstellerin natio-
nale Rechtsmittel nicht ausgeschöpft hat-
te. Es ging um die Nichtgewährung von 
Sozialleistungen.

22. Tagung
Der Ausschuss prüfte sechs Individu-

albeschwerden – so viele wie nie zuvor. 
Von den Individualbeschwerden waren 
vier zulässig und begründet. 

In dem Fall Arturo Medina Vela ge-
gen Mexiko (CRPD/C/22/D/32/2015) 
wurde der Antragsteller wegen des ver-
meintlichen Diebstahls eines Autos für 
vier Jahre in eine Psychiatrie zwangs-
eingewiesen. Der Antragsteller wurde 
mangels fehlender Unterstützungsleis-
tungen nicht ausreichend über mögliche 
Rechtsmittel aufgeklärt. Der Ausschuss 
stellte unter anderem eine Verletzung 
der Artikel 12 (Gleiche Anerkennung vor 
dem Recht), 13 (Zugang zur Justiz) und 
14 (Freiheit und Sicherheit der Person) 
fest und forderte Mexiko auf, die Ver-
letzung der Rechte des Antragstellers 
öffentlich zu machen.

In Z. gegen Tansania (CRPD/C/22/ 
D/24/2014) wurde der Antragstellerin, 
eine Frau mit Albinismus, von zwei Per-
sonen ein Arm abgeschnitten und der 
andere Arm verstümmelt. Das Verfahren 
wurde eingestellt. Das Gericht begrün-
dete dies unter anderem damit, dass die 
Antragstellerin aufgrund ihrer visuellen 

Beeinträchtigung einen ihr bekannten 
Angreifer nicht habe erkennen können. 
Der Ausschuss sah darin unter anderem 
eine Verletzung von Artikel 15 (Freiheit 
von Folter), 16 (Freiheit von Ausbeutung, 
Gewalt und Missbrauch) und 17 (Schutz 
der Unversehrtheit der Person).

Der Antragsteller im Fall Manuway 
Doolan gegen Australien (CRPD/C/22/ 
D/18/2013) wurde inhaftiert, nachdem 
er eine andere Person mit einer Glas-
scherbe bedroht hatte. Er wendete sich 
gegen die aufgrund seiner psychosozia-
len Behinderung unbefristete Inhaftie-
rung. Der Ausschuss stellte unter ande-
rem eine Verletzung von Artikel 13 (Zu- 
gang zur Justiz), 14 (Freiheit und Sicher-
heit der Person) und 15 (Freiheit von Fol-
ter) fest. Australien wurde aufgefordert, 
die einschlägigen (straf-)rechtlichen Vor-
schriften zu überarbeiten.

In dem Fall Christopher Leo gegen 
Australien (CRPD/C/22/D/17/2013) war 
der Antragsteller, der eine geistige Beein-
trächtigung hat, trotz einer Haftstrafe von 
zwölf Monaten über fünf Jahre inhaf-
tiert. Der Ausschuss erkannte unter ande-
rem eine Verletzung der Artikel 12 (Glei-
che Anerkennung vor dem Recht), 13 
(Zugang zur Justiz), 14 (Freiheit und Si-
cherheit der Person) und 15 (Freiheit von 
Folter) und forderte, weitere Schritte zur 
Beendigung der Internierung von Men-
schen mit Behinderungen einzuleiten.

Die beiden weiteren Individualbe-
schwerden wurden als unzulässig abge-
lehnt. Im Fall R.I. gegen Ecuador (CRPD/ 
C/22/D25/2014) konnte der Antragstel-
ler nicht ausreichend darlegen, dass ihm 
der Zugang zu der beantragten Auszah-
lung seiner Rente verweigert wurde. In 
dem Fall N.B. und M.W.J. gegen Groß-
britannien (CRPD/C/22/D/43/2017) be-
gehrten die Antragsteller die Feststellung, 
dass die Zugangsbeschränkungen für fi-
nanzielle Leistungen für Menschen mit 
Behinderungen rechtswidrig waren.

Staatenberichte
21. Tagung

Der Ausschuss prüfte bei der 21. Ta-
gung die Staatenberichte von Kuba, Ni-
ger, Norwegen, Ruanda, Saudi-Arabien, 
Senegal, Spanien, der Türkei und Vanua-
tu. Kuba wurde für die Verabschiedung 
einer neuen Verfassung sowie für die Ver-
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sorgung mit Elektrizität und Transport-
möglichkeiten für Bedürftige gelobt und 
aufgefordert, ein Gesetz zum Schutz von 
Menschen mit Behinderungen zu entwi-
ckeln. Im Dialog mit Niger hob der Aus-
schuss hervor, dass vor allem die Dop-
peldiskriminierung von Frauen sowie 
Kindern mit Behinderungen verhindert 
werden und der Staat Maßnahmen zur 
Vermeidung von Missbrauch und Stig-
matisierung umsetzen müsse. Im Dialog 
mit Norwegen stellte der Ausschuss fest, 
dass eine Überarbeitung des Betreuungs-
rechts und vor allem die Berücksichti-
gung des Prinzips der unterstützenden 
Entscheidungsfindung dringend erforder-
lich ist. Ruanda wurde aufgefordert, die 
Programme der Armutsreduzierung so 
zu gestalten, dass der Mehraufwand von 
Menschen mit Behinderungen einbezo-
gen wird. Gegenüber Saudi-Arabien ver-
deutlichte der Ausschuss, dass medizini-
sche und wissenschaftliche Forschungs- 
projekte an Menschen mit Behinderun-
gen nur mit deren Einverständnis mög-
lich seien. Die Umsetzung barrierefreier 
Baustandards und entsprechender Be-
schwerdemechanismen wurde im Staa-
tenberichtsverfahren vom Senegal disku-
tiert. Spanien wurde aufgefordert zukünf- 
tig die zwangsweise Sterilisierung von 
Menschen mit Behinderungen zu ver-
hindern. Gegenüber den Vertretern der 
Türkei wurde der nicht ausreichende Zu-
gang zum Arbeitsmarkt für Menschen mit 
Behinderungen bemängelt. Vanuatu wur-

de für die Verabschiedung zahlreicher 
Gesetze und Richtlinien gelobt, die seit 
der Ratifizierung des Übereinkommens 
verabschiedet wurden.

22. Tagung
Während der 22. Tagung wurden die 

Staatenberichtsverfahren von Albanien, 
Australien, Ecuador, El Salvador, Grie-
chenland, Indien, Irak, Kuwait und My-
anmar abgeschlossen. Die Regierung Al-
baniens wurde aufgefordert, das men- 
schenrechtsbasierte Modell von Behin-
derung umzusetzen und die Behinder-
tenverbände bei der Reformierung von 
Gesetzen einzubinden. Aufgrund der zahl-
reichen abgeschlossenen Individualbe-
schwerdeverfahren wurde das Staaten-
berichtsverfahren von Australien mit 
Spannung erwartet. Der Ausschuss hob 
zwar die Verabschiedung zahlreicher Ge-
setze positiv hervor, kritisierte jedoch, 
dass die Artikel 12 (Gleiche Anerken-
nung vor dem Recht), 17 (Schutz der 
Unversehrtheit der Person) und 18 (Frei-
zügigkeit) fehlerhaft ausgelegt und an-
gewandt worden seien. 

Gegenüber Ecuador erklärte der Aus-
schuss, dass der Vorrang bei Erlangung 
des Flüchtlingsstatus von Menschen mit 
Behinderungen zu begrüßen, aber insbe-
sondere die Erweiterung von Überwa-
chungsmechanismen erforderlich sei. Im 
Dialog mit El Salvador wurde hervor
gehoben, dass die Fahrzeuge im öffent
lichen Nahverkehr mit Rampen ausge-

stattet sein müssen, damit diese auch 
von Rollstuhlfahrerinnen und -fahrern 
genutzt werden können. Griechenland 
wurde aufgefordert, die Bedingungen für 
Flüchtlinge, insbesondere für Kinder mit 
Behinderungen zu verbessern. Im Staa-
tenberichtsverfahren von Indien hob der 
Ausschuss die Bemühungen der Regie-
rung hervor, Entwicklungsprogramme 
inklusiv zu gestalten. 

Irak wurde für Maßnahmen zur För-
derung des Unternehmertums von Men-
schen mit Behinderungen gelobt und auf-
gefordert, Dienstleistungen und finan- 
zielle Ressourcen für Binnenvertriebene 
mit Behinderungen zur Verfügung zu stel-
len. Der Ausschuss forderte die Regie-
rung Kuwaits auf, die Rechte von Mig-
rantinnen und Migranten mit Behinde- 
rungen zu stärken. Myanmar wurde an-
gehalten, die Verfassung und die Gesetze 
auf die Diskriminierung von Menschen 
mit Behinderungen zu überprüfen.

Verschiedenes

Neun neu gewählte Mitglieder des 18 
Personen umfassenden Ausschusses nah-
men ihre Arbeit auf. Im Januar 2019 
wurde das Mitglied aus Russland nach-
besetzt. Zum neuen Vorsitzenden wurde 
Danlami Basharu (Nigeria) gewählt, der 
bereits seit dem Jahr 2015 Mitglied ist. 
Stellvertretende Vorsitzende sind Rose-
mary Kayess (Australien), Jun Ishikawa 
(Japan) und Jonas Ruskus (Litauen). 

Der Ausschuss veröffentlichte gemein-
sam mit weiteren Fachausschüssen eine 
Stellungnahme zum Thema Menschen-
rechte und Klimawandel. Die Mitglied-
staaten werden darin aufgefordert, Emis-
sionen zu reduzieren und die Nichtdis- 
kriminierung von Menschen mit Behin-
derungen sicherzustellen. Frauen, Kinder 
und andere gefährdete Gruppen seien 
nicht nur als Opfer zu sehen, sondern 
sollen sich aktiv in die Verhinderung des 
Klimawandels einbringen.

Die Ständige Vertretung Ecuadors richtete im Juni 2019 am UN-Amtssitz in New York einen 
integrativen Spielplatz ein mit dem Ziel, Einfühlungsvermögen und Spielfreude für alle Kinder, 
auch für Kinder mit Behinderungen, zu fördern.   UN Photo: Loey Felipe


